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TEXTLICHE FE STSETZUNG EN 

A. ~lanungsrechtliche Festsetzungen 

Nach § 9 Abs. 1 Baugesetzbuctl (GauGB) in der Fassung vom 08.12.1986 (8G81.1.S.2253) 

i n Verbindung mit den §§ 1-27 der Baunutzungsverordnung (8auNVO) in der Fassung 

vom 15.09.1977 (BG81. I. S .1763), geändert durch Änderungsv8I'ordnung vom 19.12.1986. 

1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

In Anwendung von § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, daß Gartenbaubetriebe und 

Tankstellen im allgemeinen WOhngebjet nicht zulässig sind. 

2. Maß der baulichen Nutz'Jn8 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BauGB und §§ 16-21a 8auNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Grundfl~chenzahl (GRZ) , Geschoßflächen-

zahl (GFZ), Geschoßzahl (Z) und in Teilbereichen durch die Höhe baulicher Anlagen 

(Konkretisiert rluTch die Wa~dhöhe bzw. Traufhöhe) , durch die Geschoßfl~che und _ 

die maximale Bautiefe festgesetzt. Jeder einzelne der angegebenen Werte ist ein. 

Höchstwert, der nicht überschrltten'.-Ierden darf. 

r'ht der Fest setzung "+0" ist ein zusbtzliches Vollgl'schoß im Dachraum zulässig. 

3. Zahl der Wohnungen 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 6 BauGB) 

Die Zahl der Wohnungen pro Geb~ude wlrd in den einzelnen Bereichen als Höchstwert 

festgesetzt (siehe Planeintrag!) 

4 . Sau\"eise 

(§ 9 Abs. 1 Zift. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

1. offene Bauweise (0) 

2. abweichende Bauweise (a): offen, jednch Gebäudelänge nur bi s JO m zul~~sig. 

(Siehe Planeintrag!) 

5. Oberbaubare Fläche 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 und Abs. 3 BauGB i. Verb. mit § 23 BauNVO) 

In 'der mi t flächenhaftem Pflanzgebot belegten Zone ("grüner Innenberei ch") sind 

unterirdische bauliche Anlagen unzulässig. 

6. Nebertanlagen,· Stellplätz~, Ga~agen 

(§§ 12, 14 BauNVO) 

In der mit fJächenhaftem Pflanzgebot belegten Zone sind auch Nebenanlagen sowie 

Stellplätze und G~ragen unzulässig. 

7. Verk~hrsf l ächen 

(§ 9 Abs. 1 Zjff. 11 SauGB) 

Die Zufahrt zu den Baugrundstücken wird in Teilbereichen durch Zufahrtsverboie 

eingeschränkt, 



B. Flächen für Leitungsrechte 

(§ 9 Abs. 1 Ziff. 21 BauGB) 

Das eingetragene Leitungsrecht dient der Si cherung des öffentlichen Ab-

'.vasserkanals. 

Diejenige Fläche des Leitungsrechtes, die innerhalb der überbaubaren Fläche 

ljegt, darf nur überbaut werden, wenn bis auf Kanalsohle gegrGndet wird. 

Auf der übrigen F l~ch8 des Leitungsrechtes sind bauliche Anlagen unzulässig, 

ausnahmswejse können Fert ig gar~gRn zugslassen werden. 

9. Pflanzgebote , Pf] anzerhal tLJngsgebote 

(§ 9 Äbs. 1 Ziff. 25 BauGB) 

10. 

Oie mit Pflanzerhaltungsgebot belegten Bäume sind auf Dauer zu erhalten und bei 

Abgang neu zu pflanzen. 

Zur Baul~lp~lanzllnfJ sind stDndort:,]8recht3, ei nha:i.i:1J.GC:l8 Laubbäurl~ 31s Hochstanr;l zu 

. verwenden (Stamm-~indestumfang 14/16 cm), i n der Zone miL flächenhafLem Pflanzge-

bot sind zur 8aumpflanzung auch hochstämmige Obst bäume zuli=issig. In der Zone 

mit f1i=ichl:!l1l1aftem Pflanzgebot, ist pro ar Fläche mind. 1 Baum zu pflanzen, im 

übrigen ist di e gesamte Zone mit ei n- oder mehrjährigen Nutz-, ZierpflAnzen oder 

Wildkräut ern - ausgenommen sind Nadelgeh6lze - zu bepflanzen. 

Schallschutzmauern oder -~Iände s i nd mit Schling- oder Kletterpflanzen zu b.egrünen . 

Immissionsschutz . -
(§ 9 Abs. 1 2iff. 24 BauGB) 

Ocr gesamte Plimbereich ,vi r cl als Zone mi t erhöhter Lärmbelastung ausgewiesen. 

Zum Schutz des Baugebietes vor Verkehrslärm der Wilhe]mst raße werden für den ge-

samten Planber eictl passive Lärmschutzmaßnahmen (z.B. durch entsprechende Grund-

rissgestaltung und L~rmschut7fenster), entsprechend den "Richtlin i en für bouJicte 

Maßnahmen zum Schutz gegen Außenlärm" vom Sept. 1975 als Ergänzung zu OIN 4109 

verbindlj eh festgesetzt. Lärmschut zfenster vor Aufenthaltsräume müssen e,ntlilng 

der WilhelmstraRe der Lärmschutzkloss~ 4 entsprechen, in den 0brigen Bereichen 

Lärmschutzklasse 2. Ausnahmen können im Ein2elfall zugelAssen werden, soweit nach-

gewiesen wird, daß der Innenschallpegel von Auf,enthal tsräumen von 35 dB CA) nicht 

überschritten wird. 

Zum Schutz des Baugebietes und speziell des ~grünen Innenbereiches" vor Verkehrs-

lärm werden Zonen ausgewiesen, in denen Lärmschutzwände als Nebenanlagen mit max. 

3,0 m Höhe genere] zulässig sind (siehe Planeintrag!) Entsprechend gilt die 

generelle Zulässigkeit von Lärmschutzwänden mit max. 3,0 m Höhe ohne Grenzabstand 

innerhalh der überbaubaren Grundst ~ cksf l äche zwischen den GrlJndstücken FIst . 3518/1 

und Wilhelmstraße 145. 



B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Nach § 73 der LandesbCluordnung für Baden-li~ürttemberg (LBO) vom 20.06.1972 

(GBl.S. 352) in der Fassung vom 28.11.1983 (GBl.S. 770). 

1. Hö~enlaQe der bauJichen Anhgen 

Oie Höhenlage der baulichen Anlagen wird im Baugenehmigungsverfahren durch Fest--

legung der Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH) bestimmt. 

2. Farbgestaltung 

und glanzende tateri a ien 

unzulässig. 

3. Lärmschutz''''äQde 

Lärmschutzwände sind nur bis max. 3 m Höhe zulässig. 

4. Gestaltung der unbebauten Flächen 

In der mjt flächenhaftem Pflanzgebot belegten Zone ("grüner rrrnenbereichlt ) sind 

j eglj ehe B.eläge unzulässig. 

... . ". - ... ..... 



1m Gbrigen Berei~h der nicht Gberb~ubaren GrundsLücksfl jche dsrf die Gesamt fläche 

der Stellplätze und Zufahrten pro GrundstGck nur zur H~ l tte mi t undurchlässi gem 

Belag (z. B. 8.iLumenbelAg. Kleinpfloster , Betonverbundsteine) ausg,ebildet weraen. 

5. Abgrabungen 

Bauliche Anlagen als Abgr abungen am Hausgrund zu~ ?wecke der B~ltchtung von 

Untergeschoßräumen sind unzul ässig. Als AusnClhme kannen Aograbungen fii r Treppen-

abgange zu Eingängen zugelassen '.~'Al'den. 

6. vJerbG:tlnlRgen 

Anlagen, die zum Anschlag von P l a kat~n und onder &n werbewirksamen Ansch l ~gAn 

bestimmt sind, sind ab eine' GrUße von 1 m2 unzuljssig. 

Selbstleuchtende Wffi-beanlagqn"und WerbeanlagRn oberhalb der Tr aufe, bzw . o h e ~ ­

halb des DD ~ hgesimses sind un zul~5siQ. 



Verfahrensvermerke 

1. AUFSTE LLUNGSB ESCHLUSS 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde 

gemäl~ § 2 Abs. (1.1 Bau.gesetzbuch (BäuGB) 

vom Gcmeindf:nat der Universitätsstadt Tü-

Llingen am ... .. 16.1""1987. 11 1 

öffentlicher Sitzung beschlosseJl Lind 

<i m. 2QJ.l..l9.8 7 ._ öf tenllich be-

k,m ntgernacht. 

2_ BÜRGC[1ßETEILIGUNG 

D ie Bürgerbeteiligung gp.rnii ß § 3 Abs . (1) 

BaL!GB erfolgte am". 

und in der Zeit vum . 

his 

3 . AUSLEGUNGSBESCHLUSS 

Der Gemeinderat der Universitätsstadt 

Ti.ibingen hin am _ ..16 . .11.. 198.7 

I nd dessen-Öf f p.ntl iche Auslegung beschlos-

sen.-

AU SFERTIGUNG 
Tübingen, de.n 1 Z 0.8.19,88 
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4. ÖFFENTLICH E AUSLEGUNG 

Der B,ebauungsplanenlwurf hat mit BegrLin -

dung gcmi:lß § 3 Abs_ (2 :' BauGS nach 

vor heriger ortsübli cher ßekann! rnadlLl ng 

in deI Z~il 'Vor; ... . 30.11.19-87 
bis .6.JJ9B8 .... beim Bürgermeister 

amt Tühir luen öffentlich dusgelegen _ 

5. SATZUNGSBESCH LUSS 

Dei Beba uunqsplan INurde gemäß § 10 

BauG 8 '10m G emei ndcrat der U n ivers ilä t s-

stJdt TLlbingen il 6ffentli chcr Si t z u rJ~ 

am . J 8.t.l9B8 . als Sälzung t e 

schlossen. 

6. ANZEIGE 

Der ßeb3uungspl,m wurde g e rn<ir ~ § 11 

BJuGB dem RegierLJllgsrraSldiur l l 

Tübingen zur Anzeige vo rgelegt 

Du:'> Anzeigevertllhren wurde n-,it 

Verfügu nf:] vorn l.Oß8 .1~.BB 
Nr_ . '. abswsc:hlossen. 

22 -32/2511.2-1/ 10321 aa 

7. INKRAFTT RETEN 

Die Durchfi,ihrung des AnLeigever 

fa hrens wu rde gemäß § 12 BauGB 

a m . U.e · ~ > 1988 . ortsiiblich 

beka nnt ~ emach t . 

M i t dieser Bekanntmachung wurde der 

Bebauungsp lan rechtsverbind I ich . 

;-
~- / . ----------------------~----------



.~"t ~ 
. ~~~ 

~.u:~P:.t» · " ~'Y",~ 

~ 
~ß, 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tübinger Höhen
 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  
Teil des Bebauungsplans handelt es sich  
um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


